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GEMEINDEVERSAMMLUNG 
 
 
Datum: 20. Juni 2017 
Zeit: 20.00 – 22.30 Uhr 
Ort: Gemeindesaal des Feuerwehrgebäudes 

Vorsitz: Gemeindepräsidentin Andrea Weber Allenspach 
Protokollführerin: Gemeindeschreiberin Chantal Nitschké 
 
 
TRAKTANDEN 
 
Traktanden 
 

1. Abnahme der Jahresrechnung 2016 der Politischen Gemeinde 

2. Neue Satzungen ARA Oberes Surbtal (Gemeindeverband). Genehmigung 

3. Verrechnung der Kehrichtgebühren. Umstellung von Gebührenmarken zu 

gebührenpflichtigen Kehrichtsäcken 

4. Beantwortung von Anfragen nach § 51 Gemeindegesetz 

 
Gemeindepräsidentin Andrea Weber eröffnet die Gemeindeversammlung der Politischen Ge-
meinde um 20.00 Uhr. Sie stellt fest, dass die Einladungen rechtzeitig ergangen sind und die 
Akten und das Stimmregister bei der Gemeindekanzlei zur Einsicht auflagen. 
 
Als Stimmzähler werden vorgeschlagen und gewählt: 
1. Erika Angst-Wittwer, Im Ämet 5 
2. Hansruedi Bucher, Guggachstrasse 15 
 
Die Präsidentin gibt die Vorschriften betreffend die Ausübung des Stimmrechtes bekannt und 
stellt fest, dass 34 Stimmberechtigte und 5 Nichtstimmberechtigte anwesend sind. Die Trak-
tandenliste wird stillschweigend genehmigt. 
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1 10.06 Jahresrechnungen, Inventare 

Genehmigung Jahresrechnung 2016 der Politischen Gemeinde 
 
Der Gemeinderat Niederweningen hat die Jahresrechnung 2016 der Politischen Gemeinde 
geprüft. Die Laufende Rechnung schliesst bei einem Aufwand von CHF 12‘237‘690.84 und ei-
nem Ertrag von CHF 12‘643‘190.26 mit einem Ertragsüberschuss von CHF 405‘499.42 ab.  
 
Laufende Rechnung 

Aufwand 12‘237‘690.84  
Ertrag  12‘643‘190.26 
Ertragsüberschuss = Einlage in das Eigenkapital 405‘499.42  
Total 12‘643‘190.26 12‘643‘190.26 
 
Für die einzelnen Bereiche haben sich in der Laufenden Rechnung folgende Totalbeträge 
(Vorjahr gerundet) ergeben: 
 
  Rechnung 2015 Voranschlag 2016 Rechnung 2016 

 Aufgaben-
bereich 

Aufwand Ertrag Aufwand Ertrag Aufwand Ertrag 

0 Behörden 
und Verwal-
tung 

1'744'096.04 412'260.70 1‘688‘100 372‘200 1‘734‘353.24 292‘775.05 

1 Rechts-
schutz und 
Sicherheit 

495'746.30 76'065.60 516‘900 48‘900 480‘184.60 60‘278.35 

3 Kultur und 
Freizeit 

581'963.07 353'284.45 643‘900 266‘600 755‘377.45 394‘028.33 

4 Gesundheit 473'372.25 0 614‘400 0 508‘938.35 0 

5 Soziale 
Wohlfahrt 

2'441'820.29 1'338'735.20 2‘381‘000 991‘300 2‘455‘390.69 1‘274‘133.05 

6 Verkehr 897'559.73 282'649.10 909‘700 302‘500 924‘909.84 357‘896.60 

7 Umwelt  
und Raum-
ordnung 

1'317'374.67 1'204'293.27 1‘551‘100 1‘331‘600 1‘432‘828.13 1‘257‘686.83 

8 Volkswirt-
schaft 

809'948.05 916'587.91 850‘500 998‘900 838‘416.15 934‘181.60 

9 Finanzen 
und Steuern 

2'116'020.82 6'939'315.55 1‘384‘800 5‘044‘100 3‘107‘292.39 8‘072‘210.45 

  10'877'901.22 11'523'191.78 10‘540‘400 9‘356‘100 12‘237‘690.84 12‘643‘190.26 

 Ertrags-
überschuss 

645'290.56    405‘499.42  

 Aufwand-
überschuss 

   1‘184‘300   

 Total 11'523'191.78 11'523'191.78 10‘540‘400 10‘540‘400 12‘643‘190.26 12‘643‘190.26 

 
 
Investitionsrechnungen 
 
Verwaltungsvermögen 
Ausgaben 1‘614‘128.58  
Einnahmen  2‘295‘253.45 
Einnahmenüberschuss 681‘124.87  
Total 2‘295‘253.45 2‘295‘253.45 
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Finanzvermögen 
Ausgaben Keine  
Einnahmen  81‘130.35 
Nettoveränderung Abgang 81‘130.35  
Total 81‘130.35 81‘130.35 
 
Die Investitionsrechnung weist im Verwaltungsvermögen bei Ausgaben von CHF 1‘614‘128.58 
und Einnahmen von CHF 2‘295‘253.45 Nettoinvestitionen von CHF 1'046'542.93 aus. Im Zuge 
der Neubewertungen wurde die Jagdhütte Egg vom Finanzvermögen ins Verwaltungsvermö-
gen übertragen. Dieser Übertrag bedingt einen Vermögensabgang im Finanzvermögen von 
CHF 81‘130.35. Neu wird die Jagdhütte Egg (analog der Jagdhütte Lägern) im Verwaltungs-
vermögen geführt. 
 
Bilanz 
Die Bilanz weist Aktiven und Passiven von je CHF 27‘364‘150.06 aus.  
 
Eigenkapital 
Durch den Ertragsüberschuss der Laufenden Rechnung von CHF 405‘499.42 und den Bewer-
tungsgewinn aus der Neubewertung der Liegenschaften des Finanzvermögens per 
01.01.2016 erhöht sich das Eigenkapital von CHF  nimmt das Eigenkapital von 
CHF 14‘718'238.26  auf CHF 17‘249‘611.43 zu. 
 
 
Gemeindepräsidentin und Finanzvorsteherin Andrea Weber Allenspach präsentiert und erläu-
tert die Jahresrechnung 2016 der Politischen Gemeinde wie folgt: 
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Fragen: 
 
Es werden keine Fragen zum Traktandum 1 gestellt. 
 
 
Abschied durch die Revisionsstelle und die Rechnungsprüfungskommission: 
 
Die Revisionsstelle sowie die Rechnungsprüfungskommission haben die Jahresrechnung 
2015 der Politischen Gemeinde geprüft. Die RPK beantragt der Gemeindeversammlung, die-
se zu genehmigen. 
 
 
Antrag: 
 
 
Der Gemeinderat beantragt der Gemeindeversammlung, die Jahresrechnung 2015 der Politi-
schen Gemeinde zu genehmigen. 
 
 
 
Abstimmung 

 
In der Abstimmung genehmigt die Gemeindeversammlung die Jahresrechnung 2015 einstim-
mig. Gemeindepräsidentin Andrea Weber dankt und erklärt die Jahresrechnung 2015 als ge-
nehmigt. 
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2 13.08 Jugendfürsorge 

Genehmigung Reglement über die Ausrichtung von Gemeinde-
beiträgen an die familienergänzende Kinderbetreuung (Krippen-
reglement) samt Tarifliste 

 
 
Ausgangslage 
 
Mit Inkrafttreten des neuen Kinder- und Jugendhilfegesetzes (KJHG) am 1. Januar 2012 än-
derten sich die gesetzlichen Grundlagen für die familienergänzende Betreuung von Kindern im 
Vorschulalter. § 18 des KJHG legt fest, dass die Gemeinden für ein bedarfsgerechtes Angebot 
an familienergänzender Betreuung für Kinder im Vorschulalter sorgen müssen. 
 
Im Zuge dieser Gesetzesänderung erliess die Gemeinde Niederweningen ein Reglement über 
die Ausrichtung von Gemeindebeiträgen an die familienergänzende Kinderbetreuung (Krip-
penreglement) inkl. Tarifliste. Das Reglement regelt den Anwendungsbereich und die An-
spruchsberechtigung der Erziehungsberechtigten. Die Tarifliste definiert die Beiträge und sah 
bisher einen Subventionierungsgrad von höchstens 75 % vor. 
 
Sämtliche Unterlagen wurden damals durch das Jugendsekretariat Bezirke Bülach und Diels-
dorf geprüft und für verständlich und vollständig befunden. An der Gemeindeversammlung 
vom 11. Dezember 2012 wurde das Reglement inkl. Tarifliste genehmigt. 
 
Seit der Inkraftsetzung des Reglements haben einige Einwohnerinnen und Einwohner Bei-
tragsgesuche gestellt, weshalb nun Erfahrungswerte im Umgang und in der Anwendung des 
Reglements vorhanden sind. Insbesondere wurde festgestellt, dass die Berechnung des mas-
sgebenden Einkommens, welche sich auf das steuerbare Einkommen und Vermögen abstützt 
(siehe Art. 8 des Reglements), bei hohen gesetzlich zustehenden Abzugsmöglichkeiten in der 
Steuererklärung zu Bevorzugungen bezüglich der Beitragshöhe von einzelnen Einwohnerin-
nen und Einwohnern führt. Des Weiteren wurden hinsichtlich der administrativen Verarbeitung 
und aufgrund der nun vorhandenen Erfahrungswerte Optimierungspotential bezüglich gewis-
sen Formulierungen im Reglement selbst festgestellt.  
 
Dies hat den Gemeinderat veranlasst, das Krippenreglement wie auch das Tarifblatt vollstän-
dig zu überarbeiten. Gemäss Art. 11 der Gemeindeordnung der Gemeinde Niederweningen ist 
die Gemeindeversammlung zuständig für Verordnungen von grundlegender Bedeutung, wes-
halb das revidierte Reglement wieder der Gemeindeversammlung vorgelegt werden muss.  
 
 
Erwägungen 
 
Das Reglement über die Ausrichtung von Gemeindebeiträgen an die familienergänzende Kin-
derbetreuung in der Gemeinde Niederweningen dient nach wie vor dem Zweck, die Verein-
barkeit von Familie und Beruf zu fördern. Mit der Anpassung der Berechnungsgrundlage so-
wie der Präzisierung von Formulierungen soll insbesondere eine bedarfsgerechte und admi-
nistrativ schlanke Umsetzung angestrebt werden. Ebenfalls neu aufgesetzt wurde das dazu-
gehörige Tarifblatt, welches zwar insbesondere in den Gebührenansätzen keine Änderung er-
fuhr, jedoch neu einen höheren Subventionierungsgrad von 85 % vorsieht. 
 
Das Reglement wurde einem Büro, das auf Beratungen im Sozialbereich spezialisiert ist, und 
dem Statthalter zur Prüfung vorgelegt. Die Hinweise wurden entsprechend berücksichtigt. 
 
 
Sozialvorstand Mark Staub erläutert die Revision des Reglements über die Ausrichtung von 
Gemeindebeiträgen an die familienergänzende Kinderbetreuung in der Gemeinde Niederwe-
ningen wie folgt: 
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Die Revision 2016 des Reglements über die Ausrichtung von Gemeindebeiträgen an die fami-
lienergänzende Kinderbetreuung in der Gemeinde Niederweningen in synoptischer Darstel-
lung: 
 
Krippenreglement vom 
1. Januar 2013 
 

Revision 2016 
 

Erläuterungen 

 
 
Artikel 1 Grundlage 
 
Die politische Gemeinde 
Niederweningen richtet Ein-
wohnerinnen und Einwoh-
nern Beiträge an die fami-
lienergänzende Kinderbe-
treuung im Vorschulbereich 
aus.  
Mit dem Angebot soll die 
Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf gefördert werden. 
 
 

 
 
Artikel 1 Grundlage 
 
Gestützt auf § 18 KJHG 
(Kinder- und Jugendhilfege-
setz), richtet die politische 
Gemeinde Niederweningen 
erziehungsberechtigten Ein-
wohnerinnen und Einwoh-
nern Beiträge an die fami-
lienergänzende Kinderbe-
treuung im Vorschulbereich 
aus.  
 
Ziel ist es, die Vereinbarkeit 
von Erwerbstätigkeit und 
Familienleben zu erleichtern 
und die Integration zu för-
dern. Dabei wird die wirt-
schaftliche Leistungsfähig-
keit der Erziehungsberech-
tigten berücksichtigt. Das 
Angebot soll sowohl den Be-
dürfnissen der Kinder und 
der Erziehungsberechtigten 
gerecht werden als auch die 
Interessen des Gemeinwohls 
berücksichtigen.  
 

 
 
 
 
Gesetzliche Grundlage wird 
erwähnt 
 
Der Begriff "Eltern" wird mit 
"Erziehungsberechtigte" er-
setzt resp. ergänzt 
 
 
Präzisierte Formulierung 

 
Artikel 2  
Definition Gemeindebei-
trag 
 
Der Beitrag ist eine geldwer-
te Leistung der Gemeinde 
Niederweningen, welche die 
Kosten im Bereich der fami-
lienergänzenden Kinderbe-
treuung für Eltern vergüns-
tigt. 
 

 
Artikel 2  
Geltungsbereich 
 
 
Die Gemeindebeiträge wer-
den Erziehungsberechtigten 
ausgerichtet, die ihre Kinder 
im Vorschulalter in einer fa-
milienergänzenden Einrich-
tung oder bei Tagesfamilien 
betreuen lassen, deren 
Dienstleistungen von der 
Behörde anerkannt sind. 
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Artikel 3  
Anspruchsvoraussetzung 
 
Anspruch auf einen Beitrag 
haben erwerbstätige Erzie-
hungsberechtigte unter fol-
genden Voraussetzungen: 
 
a) Erwerbstätigkeit durch 

- zwei Erziehungs-
berechtigte von zu-
sammen mindestens 
120 % oder 

- alleinerziehenden El-
ternteil und im gleichen 
Haushalt lebende Part-
nerin oder Partner von 
zusammen mindestens 
120 % oder 

- alleinerziehenden El-
ternteil von mind. 20 % 

 

 
Artikel 3 
Anspruchsvoraussetzung 
 
Anspruch auf einen Beitrag 
haben erwerbstätige Erzie-
hungsberechtigte unter fol-
genden Voraussetzungen: 
 
a) Erwerbstätigkeit* durch 

- zwei Erziehungsberech-
tigte von zusammen 
mindestens 120 % oder 

- alleinerziehenden El-
ternteil und im gleichen 
Haushalt lebende Part-
nerin oder Partner von 
zusammen mindestens 
120 % oder 

- alleinerziehenden El-
ternteil von mindestens 
20 % 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

b) Wohnsitz in der Gemein-
de Niederweningen 

 
 
 
 
c) Kinder im Vorschulalter 

ab dem vollendeten drit-
ten Lebensmonat bis zum 
Eintritt in den Kindergar-
ten, für die ein anerkann-
ter Betreuungsplatz vor-
handen ist.  

 
Für einen Beitrag müssen al-
le Voraussetzungen a) bis c) 
erfüllt sein. Wird eine oder 
mehrere Voraussetzungen 
nicht oder nicht mehr erfüllt, 
entfällt der Anspruch auf ei-
nen Beitrag.  
 
Die minimale Betreuungs-
präsenz beträgt wöchentlich 
einen Tag oder zwei halbe 
Tage. 

 

b) Gesetzlicher Wohnsitz 
von Erziehungsberech-
tigten mit den betreuten 
Kindern in der Gemeinde 
Niederweningen 

 
c) Kinder im Vorschulalter 

ab dem vollendeten drit-
ten Lebensmonat bis 
zum Eintritt in den Kin-
dergarten, für die ein an-
erkannter Betreuungs-
platz vorhanden ist.  

 
*Studium und Ausbildung 
gelten als Erwerbstätigkeit. 
Entsprechende Bestätigun-
gen sind beizubringen. Stel-
lensuchende, die beim RAV 
angemeldet sind, gelten als 
Erwerbstätige. 
 
Für einen Beitrag müssen al-
le Voraussetzungen a) bis c) 
erfüllt sein. Wird eine oder 
mehrere Voraussetzungen 
nicht oder nicht mehr erfüllt, 
entfällt der Anspruch auf ei-
nen Beitrag.  
 
Nicht erwerbstätige Erzie-
hungsberechtigte, die vo-
rübergehend nicht in der La-

Präzisierung, dass Erzie-
hungsberechtigte mit den 
Kindern in der Gemeinde 
Niederweningen wohnhaft 
d.h. angemeldet sein müs-
sen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
Präzisierung der Erwerbstä-
tigkeit 
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ge sind, ihre Kinder selber zu 
betreuen, können schriftlich 
und begründet beim Ge-
meinderat Antrag auf Ge-
meindebeiträge stellen.  

 
 
Artikel 4  
Antrag für Gemeindebei-
träge 
 
Gemeindebeiträge werden 
aufgrund eines schriftlichen 
Gesuches ausgerichtet. Das 
Gesuchformular kann bei 
der Gemeindeverwaltung 
Niederweningen bezogen 
werden. Dem Gesuch sind 
die für die Anspruchsprüfung 
notwendigen Unterlagen 
beizulegen. Die zuständige 
Ressortvorsteherin kann in 
Ausnahmefällen spezielle 
Regelungen bewilligen. 
 
Mit dem Einreichen des Ge-
suches wird die Gemeinde 
ermächtigt, bei den dafür 
zuständigen Amtsstellen die 
finanziellen und persönli-
chen Verhältnisse der vom 
Gesuch betroffenen Perso-
nen abzuklären und/oder die 
dafür notwendigen Daten zu 
beziehen.  
Werden Unterlagen, welche 
für die Berechnung des Bei-
trages benötigt werden, von 
den Erziehungsberechtigten 
nicht oder nicht fristgerecht 
beigebracht, so werden kei-
ne Beiträge geleistet. 

 
Artikel 4 
Antrag für Gemeindebei-
träge 
 
Gemeindebeiträge werden 
aufgrund eines schriftlichen 
Gesuches ausgerichtet. Das 
Gesuchformular kann bei der 
Gemeindeverwaltung Nie-
derweningen bezogen oder 
via Homepage heruntergela-
den werden.  
 
Dem Gesuch sind die für die 
Anspruchsprüfung notwendi-
gen Unterlagen beizulegen. 
Diese sind im Gesuchsfor-
mular aufgeführt. 
 
 

 
 
 
 
 
Die einzelnen Unterlagen 
werden nicht einzeln aufge-
zählt, da diese im Gesuchs-
formular erwähnt sind.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Weglassen, da bereits auf 
dem Gesuchsformular unter-
schrieben wird dafür. 

 
Artikel 5 
Berechnung der Beiträge 
 
 
Die Höhe des Beitrages rich-
tet sich nach der Tabelle 
„Tarifliste zur Berechnung 
von Beiträgen an Kinderkrip-
pen durch die Gemeinde 
Niederweningen“. Es findet 
eine einkommensabhängige 
Abstufung statt.  
 

 
Artikel 5  
Berechnung und Auszah-
lung der Beiträge 
 
Der Umfang des Anspruchs 
auf einen Betreuungsbeitrag 
sowie die Höhe des Beitra-
ges richten sich nach dem 
Einkommen der erziehungs-
berechtigten Personen im 
gemeinsamen Haushalt und 
ist aus der Tabelle „Tarifliste 
zur Berechnung von Beiträ-

 
 
 
 
 
Artikel 5 und 7 werden  
zusammengefasst in Art 5 
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Der Umfang des Anspruchs 
auf einen Betreuungsbeitrag 
richtet sich nach dem Ein-
kommen der erziehungsbe-
rechtigten Personen im ge-
meinsamen Haushalt und ist 
aus der Tabelle „Tarifliste zur 
Berechnung von Beiträgen 
an Kinderkrippen durch die 
Gemeinde Niederweningen“ 
ersichtlich. Nicht geltend 
gemachte Betreuungsbeiträ-
ge können nicht nachgefor-
dert werden. Am Ort der er-
gänzenden Betreuung anfal-
lende zusätzliche Auslagen 
(z.B. Anschaffung von Klei-
dern, Hygieneartikel, Aktivi-
täten u.a.) müssen von den 
Eltern bezahlt werden.  
 
 

gen an Kinderkrippen durch 
die Gemeinde Niederwenin-
gen“ ersichtlich.  
Es wird unterschieden zwi-
schen Ganztagesbetreuung 
sowie zwischen Halbtages-
betreuung mit und ohne Mit-
tagessen.  
Der aufgrund der effektiven 
Beanspruchung berechnete 
wöchentliche Beitrag wird in 
eine Monats-Pauschale um-
gerechnet (Kosten pro Wo-
che x 4.3). Für angebroche-
ne Wochen wird der Beitrag 
pro rata ausgerichtet.  
Die Pauschale wird monat-
lich oder nach Vereinbarung 
quartalsweise ausgerichtet. 
Dazu müssen der Gemein-
deverwaltung die Krippen-
rechnung sowie der Zah-
lungsnachweis laufend ein-
gereicht werden, spätestens 
jedoch innerhalb von drei 
Monaten. Für Krippenrech-
nungen für eine länger als 
drei Monate zurückliegende 
Zeitperiode können keine 
Beiträge mehr erstattet wer-
den.   
Die Auszahlung erfolgt in der 
Regel an die erziehungsbe-
rechtigte Person.  
 

 
Es wird unterschieden zwi-
schen Ganztagesbetreuung 
sowie zwischen Halbtages-
betreuung mit und ohne Mit-
tagessen.  
 
Passus der Anschaffung von 
Kleidern und Hygieneartikel 
wird weggelassen, da als 
selbstverständlich vorausge-
setzt werden kann. 

 
Artikel 6 
Reduktion der Beiträge 
 
Der Gemeindebeitrag redu-
ziert sich um Beiträge, Ver-
günstigungen und Rabatte, 
welche die erziehungsbe-
rechtigten Personen von 
Dritten (Arbeitgeber, Anbie-
terin usw.) erhält.  
Falls das Total der Beiträge 
höher als die Tageskosten 
der Betreuung ist, kann die 
Gemeinde ihren Beitrag kür-
zen. 
. 

 
Artikel 6 
Reduktion der Beiträge 
 
Der Gemeindebeitrag redu-
ziert sich um Beiträge, Ver-
günstigungen und Rabatte, 
welche die erziehungsbe-
rechtigten Personen von 
Dritten (Arbeitgeber, Anbie-
terin usw.) für die ausserfa-
miliäre Kinderbetreuung er-
halten.  
 
Falls das Total der Beiträge 
höher als die Tageskosten 
der Betreuung ist, kürzt die 
Gemeinde ihren Beitrag ent-
sprechend. 
 
Gemeindebeiträge an Kos-
ten für die Betreuung in Ta-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Keine kann-Formulierung 
 
 
Neu 
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gesfamilien betragen max. 
85 % der Tarifliste. 
 

 
Artikel 7 
Auszahlung der Beiträge  
 
Der aufgrund der effektiven 
Beanspruchung berechnete 
wöchentliche Beitrag wird in 
eine Monats-Pauschale um-
gerechnet (Kosten pro Wo-
che x 4.3). Für angebroche-
ne Wochen wird der Beitrag 
pro rata ausgerichtet.  
Die Pauschale gemäss Ab-
satz 1 wird monatlich im Vo-
raus ausgerichtet. Die Aus-
zahlung erfolgt spätestens 
bis am 25. des Monats.  
 
Die Auszahlung erfolgt in der 
Regel an die erziehungsbe-
rechtigte Person. Mit Betreu-
ungseinrichtungen werden 
nur in Ausnahmefällen Ver-
bindlichkeiten eingegangen.  
 
Kommen die Erziehungsbe-
rechtigten ihren finanziellen 
Verpflichtungen gegenüber 
der betreuenden Institution 
nicht nach, wird die Auszah-
lung der Betreuungsbeiträge 
durch die Gemeinde einge-
stellt.  
 

  
 
 
 
Wird in Art 5 integriert 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Dieser Passus ist in Art. 9 
geregelt.  
 

 
Artikel 8 
Massgebendes Einkom-
men 
 
Das für die Berechnung des 
Beitrages massgebende 
Einkommen ergibt sich aus 
dem steuerbaren Einkom-
men und dem Vermögensan-
teil gemäss Absatz 2 dieses 
Artikels. 
 
Steuerbares Vermögen über 
CHF 50‘000 (bei Einzelper-
sonen) bzw. CHF 100‘000 
(bei Ehe-und Konkubinats-
paaren) wird zu 1/10 als Ein-
kommen angerechnet. 
 

 
Artikel 7  
Massgebendes Einkom-
men 
 
Grundlage für die Berech-
nung des Gemeindebeitrags 
bildet das Total aller Einkünf-
te gemäss Seite 2, Position 7 
der Steuererklärung der mit 
den zu betreuenden Kindern 
im gleichen Haushalt leben-
den Erziehungsberechtigten 
und deren Lebenspartnern 
gemäss der jeweils aktuellen 
Steuererklärung oder Lohn-
abrechnungen, d.h. Einkünf-
te aus selbstgenutztem 
Wohneigentum oder aus an-
deren aktuellen Einkom-

 
Art 7 statt 8 
 
 
 
Wechsel der Berechnungs-
grundlage vom steuerbaren 
Einkommen zum Total aller 
Einkünfte. Dies verspricht ei-
ne höhere Gerechtigkeit, da 
die Abzüge in der Steuerer-
klärung sehr unterschiedlich 
sein können.  
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Einkommen und Vermögen 
werden aufgrund der jeweils 
aktuellsten Steuerunterlagen 
aller zum Haushaltseinkom-
men beitragenden Personen 
festgelegt. Es sind dies: 
 
- die Kindseltern resp. Stief-

eltern, sofern sie nicht ge-
richtlich getrennt oder ge-
schieden sind, auch wenn 
sie zwei Wohnsitze be-
gründen; 

 
- der im gleichen Haushalt 

lebende, nicht verheiratete 
Elternteil (Konkubinat). 
Lebt ein unverheirateter El-
ternteil ausserhalb des 
Familienhaushalts, wird nur 
sein Kinderunterhaltsbei-
trag angerechnet; 

 
- der oder die mit Elternteil 

seit 2 Jahren im gleichen 
Haushalt lebende Lebens-
partner resp. Lebenspart-
nerin (Konkubinat). 

 
Bei gerichtlich getrennt le-
benden oder geschiedenen 
Eltern wird das Einkom-
men/Vermögen desjenigen 
Elternteils herangezogen, 
dem die elterliche Sorge zu-
geteilt ist oder – wenn ein 
gemeinsames Sorgerecht 
besteht – in dessen Haushalt 
das Kind mehrheitlich lebt. 
 
Die für die Beurteilung und 
Berechnung erforderlichen 
Unterlagen sind durch die 
Antragsstellenden zusam-
men mit dem Antrag gemäss 
Artikel 4 einzureichen. 
 
Unterstehen Eltern der Quel-
lensteuer oder fehlen aktuel-
le Steuerunterlagen, so er-
folgt die Ermittlung des mas-
sgeblichen Einkommen und 
Vermögens nach den für die 
Staat- und Gemeindesteuern 
geltenden Vorschriften. 
 

mens- und Vermögens-
nachweisen, wie Lohnab-
rechnungen, Nachweisen 
über Einkünfte aus Sozial- 
und anderen Versicherungen 
und Renten, Wertschriften- 
und Liegenschaftenerträgen 
und anderen Einkünften oder 
Gewinnen werden zum Ein-
kommen addiert. Bei Quel-
lensteuerpflichtigen gilt das 
erzielte Einkommen gemäss 
Lohnabrechnungen (Netto-
lohn zuzüglich Quellensteu-
er), wobei nach Möglichkeit 
auf das durchschnittliche 
Einkommen der letzten 
sechs Monate abzustellen 
ist.  
 
Vermögen: Der Vermö-
gensanteil, der das Total der 
Vermögenswerte von 
CHF 30'000 (bei Einzelper-
sonen) bzw. CHF 60'000 (bei 
Ehe- resp. Lebenspartnern) 
übersteigt, wird zu 1/10 als 
Einkommen angerechnet.  
 
Bei getrennt lebenden oder 
geschiedenen Eltern wird 
das Einkommen/Vermögen 
desjenigen Elternteils heran-
gezogen, dem die elterliche 
Sorge zugeteilt ist oder – 
wenn ein gemeinsames Sor-
gerecht besteht – in dessen 
Haushalt das Kind mehrheit-
lich lebt. 
 
 

 
 
"gerichtlich" wird gestrichen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Da das Total der Einkünfte  
massgebend ist, kann die 
Erwähnung der Quellensteu-
er weggelassen werden. Das 
Total der Einkünfte kann bei 
Quellensteuerpflichtigen 
über Lohnabrechnungen er-
mittelt werden.  
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Artikel 9  
Entstehung und Wegfall 
des Anspruches  
 
Der Anspruch auf einen Bei-
trag besteht frühestens ab 
dem Zeitpunkt, in dem das 
Gesuch eingereicht worden 
ist und die Anspruchsvo-
raussetzungen gemäss Arti-
kel 3 erfüllt sind.  
Der Anspruch auf einen Bei-
trag entfällt auf Ende des 
Monats, in dem die Voraus-
setzungen gemäss Artikel 3 
ganz oder teilweise wegge-
fallen sind.  
 

 
Artikel 8  
Entstehung und Wegfall 
des Anspruches  
 
Der Anspruch auf einen Bei-
trag besteht frühestens ab 
dem Zeitpunkt, in dem das 
vollständig ausgefüllte Ge-
such mit allen Unterlagen, 
welche für die Berechnung 
des Beitrages benötigt wer-
den, von den Erziehungsbe-
rechtigten eingereicht wor-
den ist und die Anspruchsvo-
raussetzungen gemäss Arti-
kel 3 erfüllt sind.  
 
Werden der zuständigen 
Stelle zur Beitragsberech-
nung keine oder unvollstän-
dige Angaben geliefert, wer-
den den Erziehungsberech-
tigten keine Beiträge ge-
währt.  
 
Kommen die Erziehungsbe-
rechtigten ihren finanziellen  
Verpflichtungen gegenüber 
der betreuenden Institution  
nicht nach, wird die Auszah-
lung der Betreuungsbeiträge  
durch die Gemeinde einge-
stellt. 
 
Der Anspruch auf einen Bei-
trag entfällt auf Ende des 
Monats, in dem die Voraus-
setzungen gemäss Artikel 3 
ganz oder teilweise wegge-
fallen sind.  
 

 
Artikel 8 statt 9 
 
 
 
Im bisherigen Reglement 
fehlt eine konkrete Zeitanga-
be zur Einreichung der Un-
terlagen. 

 
Artikel 10  
Dauer und Überprüfung 
des Anspruches  
 
Die Beiträge werden in der 
Regel für ein Kalenderjahr 
zugesichert. Werden Gesu-
che während des Kalender-
jahres eingereicht, erfolgt die 
Zusicherung pro rata tempo-
ris.  
Anspruchsberechtigung und 
Umfang der Beiträge werden 
bei Bedarf, spätestens aber 

  
Fällt weg 
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nach Ablauf eines Jahres 
überprüft. 
 
 
Artikel 11 Entscheid  
 
Über ordentliche Gesuche 
entscheidet der/die Ressort-
vorsteher/in des Gemeinde-
rates.  
Über Gesuche um ausseror-
dentliche Beiträge entschei-
det der Gemeinderat.  
Entscheide gemäss Artikel 3 
werden der Gesuchstellerin 
oder dem Gesuchsteller 
schriftlich mitgeteilt. Dage-
gen kann innert 30 Tagen 
beim Gesamtgemeinderat 
schriftlich Einsprache erho-
ben werden.  
 

 
Artikel 9 Entscheid  
 
Über die Gesuche entschei-
det der/die Ressortvorste-
her/in des Gemeinderates.  
Entscheide werden der Ge-
suchstellerin oder dem Ge-
suchsteller schriftlich mitge-
teilt. Dagegen kann innert 30 
Tagen ab Empfang beim 
Gesamtgemeinderat schrift-
lich Einsprache erhoben 
werden.  
 
In begründeten Härtefällen 
kann der von der Gemeinde 
ausgerichtete Beitrag erhöht 
werden. Über solche Gesu-
che entscheidet der Ge-
samtgemeinderat abschlies-
send. 
 

 
Artikel 11 wird zu Artikel 9 
 
Inhalt unverändert 

 
Artikel 12 
Meldepflicht bei Änderung 
der Verhältnisse  
 
Jede Änderung der persönli-
chen und/oder wirtschaftli-
chen Verhältnisse kann die 
Höhe des Beitrages beein-
flussen und muss deshalb 
sofort gemeldet werden. Die 
Meldepflicht gilt insbesonde-
re für Adressänderungen, 
Wohnsitzwechsel, Heirat, 
Trennung oder Scheidung, 
Tod eines Ehegatten oder 
Konkubinatspartners, Erhö-
hung oder Verminderung des 
Einkommens oder Vermö-
gens (Erbschaften, Schen-
kungen, Renten, Pensionen), 
Erhöhung oder Reduktion 
des Betreuungsumfanges, 
Änderung der Betreuungs-
einrichtung, Liegenschafts- 
und Grundstücksverkauf. 
 
Die Erziehungsberechtigten 
müssen der Gemeinde jede 
Änderung innerhalb einer 
Woche unaufgefordert mel-

 
Artikel 10 
Neuberechnung und Ände-
rung der Verhältnisse  
 
Jede Änderung der persönli-
chen und/oder wirtschaftli-
chen Verhältnisse kann die 
Höhe des Beitrages beein-
flussen und muss deshalb 
innerhalb eines Monats ab 
dem Datum der Änderung 
unaufgefordert gemeldet 
werden. Die Meldepflicht gilt 
insbesondere für Wohnsitz-
wechsel, Heirat, Trennung 
oder Scheidung, Tod eines 
Ehegatten oder Konkubi-
natspartners, Änderung des 
Einkommens oder Vermö-
gens (Erbschaften, Schen-
kungen, Renten, Pensionen), 
Erhöhung oder Reduktion 
des Betreuungsumfanges, 
Änderung der Betreuungs-
einrichtung, Liegenschafts- 
und Grundstücksverkauf.  
 
 
 
 

 
 
 
 
 
Präzisierte Zeitangabe von 
einem Monat, 1 Woche war 
unrealistisch 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zivil- und strafrechtliche 
Massnahmen werden er-
wähnt. 
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den. 
 
Wer Änderungen nicht mel-
det oder beim Antrag falsche 
Angaben macht, muss zu 
Unrecht bezogene Beiträge 
samt einem Zins von 5 % zu-
rückerstatten.  
Der Rückerstattungsan-
spruch verjährt innert fünf 
Jahren.  

 
 
Wer Änderungen nicht mel-
det oder beim Antrag falsche 
Angaben macht, muss zu 
Unrecht bezogene Beiträge 
samt einem Zins von 5 % zu-
rückerstatten. Zivil- und straf-
rechtliche Massnahmen blei-
ben vorbehalten.  
 
 

 
Artikel 13 Anerkennung  
 
Der Gemeinderat legt fest, 
welche Angebote mit Ge-
meindebeiträgen unterstützt 
werden.  
Die Gemeinde nimmt Institu-
tionen der Kinderbetreuung 
im Vorschulalter, welche die 
Rahmenbedingungen erfül-
len, auf deren schriftliches 
Gesuch hin ins Angebot auf. 
Sie schliesst mit den Institu-
tionen bei Bedarf entspre-
chende Vereinbarungen ab.  
 

  
Fällt weg, da in Artikel 2 ge-
regelt 

 
Artikel 14  
Qualitätssicherung  
 
Grundsätzlich müssen die 
Anbieter von Betreuungs-
plätzen eine Betriebsbewilli-
gung der zuständigen Be-
hörde besitzen.  
 

 
Artikel 11  
Qualitätssicherung  
 
Grundsätzlich müssen die 
Anbieter von Betreuungs-
plätzen eine gültige Be-
triebsbewilligung gemäss 
kantonalen Richtlinien besit-
zen. Die Betreuungseinrich-
tung muss konfessionell, po-
litisch und ideologisch neut-
ral sein. Die Betreuung der 
Kinder erfolgt in deutscher 
Sprache. 
 

 
 
 
 
Ergänzt mit der Neutralität 
der Betreuungseinrichtung 

 
Artikel 15 
Ermächtigung zum Einho-
len von Informationen  
 
Die Gesuchsteller ermächti-
gen die Gemeinde Nieder-
weningen, alle notwendigen 
Auskünfte, zum Beispiel im 
Steueramt, in der Einwoh-
nerkontrolle oder bei der Kita 

 
Artikel 12  
Ermächtigung zum Einho-
len von Informationen  
 
Mit dem Einreichen des Ge-
suches wird die Gemeinde 
ermächtigt, bei den dafür zu-
ständigen Stellen die Anga-
ben über die finanziellen und 
persönlichen Verhältnisse 

 
 
 
 
 
Ausführlichere und deutliche-
re Formulierung 
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einzuholen. 
 

der vom Gesuch betroffenen 
Personen zu überprüfen. Der 
Datenschutz wird dabei ge-
währleistet. 
 

 
Artikel 16 Inkraftsetzung  
 
Dieses Reglement tritt per 1. 
Januar 2013 in Kraft.  
 
Die Gemeindeversammlung 
vom 11. Dezember 2012 hat 
dem „Reglement über die 
Ausrichtung von Gemeinde-
beiträgen an die familiener-
gänzende Kinderbetreuung 
in der Gemeinde Niederwe-
ningen“ zugestimmt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Gemeinderat  
Niederweningen 
 
Gemeindepräsidentin:  
Andrea Weber  
 
Gemeindeschreiberin:  
Brigitte Felix 

 
Artikel 13 Inkraftsetzung  
 
Die Gemeindeversammlung 
vom 21. Juni 2016 hat dem 
„Reglement über die Aus-
richtung von Gemeindebei-
trägen an die familienergän-
zende Kinderbetreuung in 
der Gemeinde Niederwenin-
gen“ zugestimmt.  
Der Gemeinderat Niederwe-
ningen bestimmt das Inkraft-
treten dieses Reglementes. 
Auf diesen Zeitpunkt hin wird 
das bisherige "Reglement 
über die Ausrichtung von 
Gemeindebeiträgen an die 
familienergänzende Kinder-
betreuung in der Gemeinde 
Niederweningen" aufgeho-
ben.  
 
Gemeinderat  
Niederweningen 
 
Gemeindepräsidentin:   
Andrea Weber 
 
Gemeindeschreiberin:  
Chantal Nitschké 
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Tarifliste zum Krippenreglement der Gemeinde Niederweningen 
 

Massgebendes 
Einkommen in SFr. gerundet 

Gemeindebeitrag 
pro Kind 

pro Betreuungstag 

Halbtag mit 
Mittagessen 

Halbtag  
ohne  

Mittagessen 

SFr. /Tag 100 60% 50% 

0 - 15'000 SFr. 85.00 SFr. 51.00 SFr. 42.50 

15'001 - 19'500 SFr. 81.75 SFr. 49.05 SFr. 40.88 

19'501 - 24'000 SFr. 78.50 SFr. 47.10 SFr. 39.25 

24'001 - 28'500 SFr. 75.25 SFr. 45.15 SFr. 37.63 

28'501 - 33'000 SFr. 72.00 SFr. 43.20 SFr. 36.00 

33'001 - 37'500 SFr. 68.75 SFr. 41.25 SFr. 34.38 

37'501 - 42'000 SFr. 65.50 SFr. 39.30 SFr. 32.75 

42'001 - 46'500 SFr. 62.25 SFr. 37.35 SFr. 31.13 

46'501 - 51'000 SFr. 59.00 SFr. 35.40 SFr. 29.50 

51'001 - 55'500 SFr. 55.75 SFr. 33.45 SFr. 27.88 

55'501 - 60'000 SFr. 52.50 SFr. 31.50 SFr. 26.25 

60'001 - 64'500 SFr. 49.25 SFr. 29.55 SFr. 24.63 

64'501 - 69'000 SFr. 46.00 SFr. 27.60 SFr. 23.00 

69'001 - 73'500 SFr. 42.75 SFr. 25.65 SFr. 21.38 

73'501 - 78'000 SFr. 39.50 SFr. 23.70 SFr. 19.75 

78'001 - 82'500 SFr. 36.25 SFr. 21.75 SFr. 18.13 

82'501 - 87'000 SFr. 33.00 SFr. 19.80 SFr. 16.50 

87'001 - 91'500 SFr. 29.75 SFr. 17.85 SFr. 14.88 

91'501 - 96'000 SFr. 26.50 SFr. 15.90 SFr. 13.25 

  96'001 - 100'500 SFr. 23.25 SFr. 13.95 SFr. 11.63 

100'501 - 105'000 SFr. 20.00 SFr. 12.00 SFr. 10.00 

105'001 - 109'500 SFr. 16.75 SFr. 10.05 SFr. 8.38 

109'501 - 114'000 SFr. 13.50 SFr. 8.10 SFr. 6.75 

114'001 - 118'500 SFr. 10.25 SFr. 6.15 SFr. 5.13 

118'501 - 123'000 SFr. 7.00 SFr. 4.20 SFr. 3.50 
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Fragen: 
 
Marcus Sialm meldet sich zu Wort und möchte wissen, was alles beim „Total der Einkünfte 
gemäss Steuererklärung“ enthalten ist. Werde z.B. der Eigenmietwert auch miteingerechnet? 
 
Der Gesundheitsvorstand Mark Staub erklärt anhand von Beispielen welche Einkünfte diese 
Position der Steuererklärung enthält. Der Eigenmietwert werde eingerechnet. Gemeindepräsi-
dentin Andrea Weber unterstreicht die Aussage von Mark Staub mit einem Beispiel eines 
Doppelverdiener-Ehepaars, welches trotz eines hohen Einkommens Krippenbeiträge geltend 
machen konnte. Die Grundidee bei der Ausrichtung von Gemeindebeiträgen an die familien-
ergänzende Kinderbetreuung bestand darin, insbesondere erziehungsberechtigte Personen 
zu unterstützen, welche nicht über die nötigen finanziellen Mittel verfügen. Aus genannten 
Gründen wurde das Reglement deshalb entsprechend angepasst. 
 
Marcus Sialm erkundigt sich zudem nach der Zusammensetzung der Prozentsätze gemäss 
Krippenreglement. Zudem ist ihm nicht klar, wie sich die Progression für diese Zuschüsse 
verhält. 
 
Andrea Weber erklärt anhand der Tarifliste die Ansätze resp. die verwendeten Prozentsätze. 
Ebenfalls erklärt sie die unterschiedlichen Ansätze gemäss Tarifliste für Tages- und Halbta-
gespauschalen mit oder ohne Mittagessen. Die Abstufung beträgt CHF 3.25.  
 
Daniel König stellt fest, dass sich die Tarifliste linear/degressiv verhält. Er fragt an, weshalb 
sie sich nicht progressiv verhalte. 
 
Andrea Weber erklärt, dass sich der Gemeinderat bei der Erstellung dieser Tarifliste an ande-
ren Gemeinden orientiert und die vorliegende Lösung als adäquat und dem Bedürfnis ent-
sprechend empfunden habe. Sie fragt Daniel König an, ob er einen Gegenantrag zur Überprü-
fung der Tarifliste stellen möchte. Daniel König verneint dies. Andrea Weber dankt ihm für das 
entgegengebrachte Vertrauen. 
 
Es werden keine weiteren Fragen zum Traktandum 2 gestellt. 
 
 
Abschied durch die Rechnungsprüfungskommission: 
 
Die Rechnungsprüfungskommission hat das Krippenreglement geprüft und beantragt der Ge-
meindeversammlung, dieses samt Tarifliste zu genehmigen. 
 
 
Antrag: 
 
 
Der Gemeinderat beantragt der Gemeindeversammlung das Reglement über die Ausrichtung 
von Gemeindebeiträgen an die familienergänzende Kinderbetreuung (Krippenreglement) 
samt Tarifliste zu genehmigen. 
 
 
 
Abstimmung 

 
Das Reglement über die Ausrichtung von Gemeindebeiträgen an die familienergänzende Kin-
derbetreuung (Krippenreglement) samt Tarifliste wird mit 64 zu 1 Stimme/n genehmigt.  
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3 36.03.10 Stationen, Bahnanlagen 

Projekt- und Kreditgenehmigung Bahnhof Niederweningen 
 
 
Ausgangslage 
 
Der Bahnhof Niederweningen liegt an der N17 Koblenz – Zürich, an der Wehntalerstrasse. 
Der langgezogene Vorplatz des Bahnhofs Niederweningen liegt unmittelbar an der Wehnta-
lerstrasse und wird unterschiedlich genutzt. Beim Bahnhof befinden sich eine Bushaltestelle 
mit Wendeschleife, Kurzzeitparkplätze sowie eine Verkehrsfläche zum Veloabstellplatz. Der 
Platz Richtung Westen wird durch P+R-Parkplätze genutzt. Die Situation wird von verschie-
denen Seiten als unbefriedigend empfunden. Die Bushaltestelle mit Wendeschleife weist zu 
knappe Abmessungen auf. Die Anlegekanten sind für das heutige Busaufkommen zu knapp 
bemessen und für Niederflurbusse ungeeignet. Die Verkehrssituation beim Bahnhof weist Si-
cherheitsdefizite auf und die verschiedenen Zugänge für Fussgänger und Velos befinden sich 
zum Teil am falschen Ort oder die Verbindungen in die Quartiere sind ungenügend. Zudem 
befindet sich die Fahrbahn der Wehntalerstrasse im Bahnhofbereich in einem schlechten Zu-
stand. 
 
Zur Verbesserung der Verkehrsabwicklung und des behindertengerechten öffentlichen Ver-
kehrs hat das Amt für Verkehr des Kantons Zürich im Einvernehmen mit den Gemeinden Nie-
derweningen und Schneisingen folgende Massnahmen geplant und dem Tiefbauamt des Kan-
tons Zürich zur Ausführung beantragt, sofern die Gemeindeversammlung und der Regierungs-
rat zustimmen: 
 
- Neubau eines Busbahnhofs mit 3 Bushaltekanten  
- Neubau einer Fahrbahnhaltestelle für den Nachtbus  
- Neubau der Mittelinsel mit integriertem Fussgängerübergang  
- Neubau eines kombinierten Rad-/Gehweges im Bahnhofbereich  
- Neubau einer Rampe als Zugang in die Personenunterführung Binzacher  
- Rückbau, Anpassung und Erneuerung der öffentlichen Beleuchtung  
- Anpassung der Strassenentwässerung  
- Anpassung der Randabschlüsse an die neue Fahrbahngeometrie und Sanierung des 

Fahrbahnbelags  
- Wiederinstandstellung der privaten und öffentlichen Grundstücke im Projektperimeter Wer-

kleitungsarbeiten Dritter  
 
Als Ergänzung zu diesem Projekt (nachfolgend mit „Teilprojekt Kanton“ bezeichnet) ist ein se-
parates Gestaltungskonzept inkl. Möblierung für das Bahnhofsgelände vorgesehen (nachfol-
gend mit „Teilprojekt Gemeinde“ bezeichnet).  
 
 

TEILPROJEKT KANTON  
„Strassenraumgestaltung mit Busbahnhof“ 
 
 
Das Projekt sieht die Neugestaltung des Bahnhofplatzes Niederweningen wie folgt vor: 
 
- Die alte und nicht mehr den Anforderungen gerechte Bushaltestelle wird abgebrochen und 

durch eine neue Haltestelle mit drei behindertengerechten Anlegekanten ersetzt.  
- Vor dem Bahnhofgebäude wird ein vom Verkehr getrennter Fussgängerbereich geschaf-

fen, welcher direkte Zugänge zum Bahn-Service-Bereich und den Perrons der SBB und 
Busbetriebe sicherstellt.  

- Die bestehenden Kurzzeitparkplätze vor dem Bahnhof werden aufgehoben und neu auf der 
gegenüberliegenden Seite in die Parkplatzreihe entlang der Wehntalerstrasse integriert.  



 

Seite 356 / 21. Juni 2016 

- Die Ausfahrt vom P+R-Parkplatz beim Bahnhofgebäude wird in eine Einfahrt umgewandelt, 
welche die neuen Kurzzeitparkplätze erschliesst.  

- Der restliche P+R-Parkplatz inkl. der westlichen Erschliessung und Anlieferung des Migro-
lino bleiben wie heute bestehen. 

- Die Wehntalerstrasse S-1 wird von km 0.000 bis 0.345 neu gestaltet. Da sich der beste-
hende Belag in einem schlechten Zustand befindet, soll dieser saniert bzw. erneuert wer-
den.  

- Die Fahrbahn erhält im Bahnhofbereich eine Mittelinsel, welche im Abbiegebereich zum 
Bahnhof auf einer Länge von ca. 13 m geöffnet ist. Die Insel dient den Fussgängern auch 
als Querungshilfe zwischen dem Gebiet Urbligsteig und Bahnhof.  

- Auf beiden Seiten der Strasse wird ein durchgehender Radstreifen geschaffen. Die Fuss-
gängerzugänge werden angepasst.  

- Die Unterführung Binzacher im Osten erhält anstelle des bestehenden Treppenaufganges 
eine behindertengerechte Rampe zur Erschliessung des verlängerten Bahnperrons.  

- Der von Osten entlang der Wehntalerstrasse führende Gehweg wird an dieser Stelle eben-
falls an den Bahnperron angebunden.  

- Der bestehende Gehweg bis zur Buswendeschleife wird aufgehoben.  
- Da die Rampe auch durch Velofahrende benutzt werden kann, wird parallel zum Perron ein 

kombinierter Rad-/ Gehweg bis zum Bahnhof erstellt. Diese Verbindung dient auch der Er-
schliessung der Veloparkplätze bei den Perronzugängen. 

 
 
TEILPROJEKT GEMEINDE  
„Gestaltungsmassnahmen und Möblierung Bahnhof Niederweningen“ 
 
Das Teilprojekt Gemeinde wurde in Zusammenarbeit mit Vertretern der SBB, der Postauto AG 
sowie der Kantone Zürich und Aargau erstellt, wobei das Architekturbüro Belloli Raum– und 
Verkehrsplanung, Aarau, das Gestaltungskonzept ausarbeitete. Mit der Ausführung dieses 
Gestaltungskonzeptes wurde das Architekturbüro Pierson & Lanz, Stein, beauftragt, welches 
den nun vorliegenden Kostenvoranschlag errechnete.  
 
Das Gestaltungskonzept sieht für die Neugestaltung des Bahnhofplatzes Niederweningen im 
Bezug auf die damit verbundenen Infrastrukturanlagen folgendes vor: 
 
- Veloabstellsystem mit Rahmenständer inkl. entsprechenden Velodächern 
- Dach- und Witterungsschutz im Bus-Wartebereich 
- Strassenbegleitbäume zwischen dem Bahnhof und der Unterführung sowie verschiedene 

Bauminseln sowie die Bepflanzung der Ruderalflächen zwischen dem Bahnhof und der Un-
terführung  

- Versetzung der bestehenden und Platzierung von neuen Mastleuchten 
- Sitzbänke an verschiedenen Orten auf dem gesamten Bahnhofsareal 
- Lautsprecher 
- Anschlüsse für die Trinkwasserstelle  
- Abfallkübel an und abseits der Buskanten 
- Öffentliches WC (Option) 
- Leerrohre für allfällige Ladestation E-Bikes und E-Parkplätze 

 
Hinsichtlich des Teilprojektes Kanton wurden im November 2011 und im Mai 2014 Informati-
onsveranstaltungen für die Einwohnerinnen und Einwohner von Niederweningen durchgeführt. 
Die daraus resultierenden Erkenntnisse und Anliegen sind in das Teilprojekt Kanton bezüglich 
der Strassenraumgestaltung des Bahnhof Niederweningen wie auch in das Teilprojekt der 
Gemeinde bezüglich des Gestaltungskonzeptes und der Möblierung eingeflossen. 
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Erwägungen 
 
Mit dem Projekt sollen der Bahnhofplatz und die Wehntalerstrasse neu gestaltet und aufge-
wertet werden. Die Verkehrsfunktion und die Sicherheit für alle Verkehrsteilnehmer sollen ver-
bessert werden. Die Ziele und Wünsche wurden im Rahmen eines Betriebs- und Gestaltungs-
konzeptes im Jahre 2012 durch eine Projektgruppe mit Vertretern der Kantone Zürich und 
Aargau, der Gemeinden Niederweningen und Schneisingen, der PostAuto AG und SBB Be-
trieb und Immobilien AG sowie der Firma Bucher-Gujer definiert.  
 
Für das Teilprojekt Kanton sowie das daraus folgende Teilprojekt Gemeinde werden jeweils 
separate Kostenvoranschläge resp. –teiler ausgewiesen. Der Gemeinderat weist darauf hin, 
dass die beiden Projekte entsprechend koordiniert und somit nicht losgelöst voneinander be-
trachtet werden können. Die Investitionen sind unabdingbar miteinander verbunden und wer-
den entsprechend als Gesamtkredit der Gemeindeversammlung beantragt. Aufgrund dessen, 
dass der Gemeinderat sich für zwei Realisierungsvarianten des Teilprojektes Gemeinde ent-
schieden hat (ohne und mit dem Bau einer öffentlichen Toilette), werden der Gemeindever-
sammlung zwei Anträge zur Abstimmung vorgelegt. 
 
 

KOSTEN TEILPROJEKT KANTON  
„Strassenraumgestaltung mit Busbahnhof“ 
 

Kosten gem. Kanton Zürich betr. Projekt „Strassenraumgestaltung mit Busbahnhof“ 

Die Berechnung der Kosten erfolgte auf Grund von aktuellen Unternehmerpreisen oder Erfah-
rungszahlen vergleichbarer Projekte. Die Preisbasis entspricht dem September 2015. Die Ge-
nauigkeit des Kostenvoranschlages liegt bei +/-10%. (Die Kosten für die Gestaltungsmass-
nahmen und die Möblierung beim Bahnhof Niederweningen sind unter "Kosten Teilprojekt 
Gemeinde" aufgeführt.) 

 

Kostenvoranschlag 

Der durch das Tiefbauamt Kanton Zürich ausgearbeitete Kostenvoranschlag für das Projekt 
„Strassenraumgestaltung mit Busbahnhof“ vom 2. März 2016 präsentiert sich im Detail wie 
folgt: 

Bezeichnung:    
I. Erwerb von Grundrechten CHF 160‘000   

Total Erwerb von Grundrechten   CHF 160‘000 
II. Bauarbeiten     

 Baustelleneinrichtungen CHF 199‘520   
 Abbrüche CHF 73‘602   
 Bauarbeiten für Werkleitungen CHF 55‘382   
 Baugrubenabschlüsse CHF 213‘380   
 Garten- und Landschaftsbau CHF 126‘349   
 Baugruben und Erdbau CHF 465‘257   
 Fundationsschicht und Materialgewinnung CHF 214‘239   
 Pflästerung und Abschlüsse CHF 192‘570   
 Belagsarbeiten CHF 552‘754   
 Entwässerung CHF 300‘607   
 Rampe PU Binzacher CHF 256‘000   
 Verschiedenes (ca. 15 %) CHF 397‘340   
Total Bauarbeiten   CHF 3‘047‘000 
III. Nebenarbeiten     

 Leiteinrichtung, Signale, Markierung etc. CHF 43‘000   
 Bepflanzung, Gärtnerarbeiten, Aufforstung CHF 15‘000   

 Geländer, Zäune, Schlosserarbeiten CHF 30‘000   
 Elektr. Installation. (Beleuchtung und Signale) CHF 62‘000   
 Geotechnik, Laborkosten CHF 35‘000   
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 Interne Aufwendungen CHF 80‘000   
 Verschiedenes (ca. 15 %) CHF 40‘000   

Total Nebenarbeiten   CHF 305‘000 

IV. Technische Arbeiten     

 Studien / Vorprojekt CHF 67‘000   
 Bauprojekt CHF 75‘000   
 Ausführungsprojekt / Bauleitung CHF 395‘000   
 Oberbauleitung CHF 163‘000   
 Geologe, Architekt, Spez. Ingenieur CHF 80‘000   
 Vermarkung und Vermessung CHF 60‘000   
 Verschiedenes (ca. 15 % ) CHF 128‘000   
Total Technische Arbeiten   CHF 968‘000 
Total Kosten  I, II, III und IV   CHF 4‘480‘000 

 
 
Der Kostenteiler gliedert sich wie folgt: 

Kostenträger (Anteile) Total inkl. 
MwSt. 

Kanton Zürich Kanton Aargau ZVV Gemeinde Nie-
derweningen 

 CHF % CHF % CHF % CHF % CHF 
Staatsstrassen, Unterhalt 1‘120‘000 100 1‘120‘000  -  -  - 
Staatsstrassen, Neubau 1‘065‘000 100 1‘065‘000  -  -  - 
Staatsstrassen, ÖV 1‘227‘000 17 208‘590 33 404‘910 30 368‘100 20 245‘400 
Fussgängeranlagen 1‘068‘000 50 534‘000  -  - 50 534‘000 
          
Gesamttotal 4‘480‘000 65.4 2‘927‘590 9.0 404‘910 8.2 368‘100 17.4 779‘400 

 
Das Tiefbauamt weist darauf hin, dass ein gewisses Kostenrisiko beim Bau des neuen Ram-
penaufganges der PU Binzacher besteht. Die schlechten Baugrund- und Grundwasserver-
hältnisse können zu Mehraufwendungen und entsprechenden Mehrkosten führen. 
 
An die voraussichtlichen Gesamtkosten des Projektes „Strassenraumgestaltung mit Busbahn-
hof“ des Kantons Zürich wird aufgrund des vereinbarten Kostenverteilschlüssels (Anteil Nie-
derweningen 17.4 %) und unter Vorbehalt der definitiven Zustimmung der weiteren Beteiligten 
(Kanton Zürich, Kanton Aargau und ZVV) ein Kostenanteil für die Gemeinde Niederweningen 
von CHF 779‘400 inkl. MwSt. angenommen und der Gemeindeversammlung beantragt. 
 

 

KOSTEN TEILPROJEKT GEMEINDE  
„Gestaltungsmassnahmen und Möblierung Bahnhof Niederweningen“ 
 

Kosten für die Gestaltungsmassnahmen und die Möblierung Bahnhof Niederweningen 

Die Berechnung erfolgte auf Grund von Erfahrungszahlen vergleichbarer Projekte. Die Preis-
basis entspricht dem Oktober 2015. Die Genauigkeit des Kostenvoranschlages liegt bei  
+/-10 %. 
 
Aufgrund der hohen Kosten für die öffentliche Toilette hat sich der Gemeinderat entschieden, 
der Gemeindeversammlung das Teilprojekt der Gemeinde mit zwei verschiedenen Anträgen 
zu unterbreiten. Einen Antrag ohne den Bau einer öffentlichen Toilette (Antrag 1) und einen 
Antrag mit dem Bau einer öffentlicher Toilette (Antrag 2). Die Kosten des Teilprojektes Kanton 
werden für die Gesamtkreditgenehmigung entsprechend addiert. 
 

Kostenvoranschlag ohne öffentliche Toilette 

Der detaillierte Kostenvoranschlag des Architekturbüros Pierson und Lanz GmbH, vom 
25. April 2016 sieht wie folgt aus: 
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Element Anzahl, CHF / E. 

Kosten inkl. 
MwSt. 

Anteil Honorar  Ohne MwSt. Total 

Velodächer inkl. Abstellsystem 10 CHF 10'476 CHF 104'760 CHF 12‘239 CHF 108‘332 CHF 116‘999 
Leerrohr Ladestation E-Bikes 1   CHF 3'240 CHF 379 CHF 3‘350 CHF 3‘619 
Leerrohr E-Parkplätze 1   CHF 3'240 CHF 379 CHF 3‘350 CHF 3‘619 
Strassenbegleitbäume Ost 7   CHF 12'960 CHF 1‘514 CHF 13‘402 CHF 14‘474 
Sitzbänke Bus Wartebereich 2 CHF   3'240 CHF 6'480 CHF 757 CHF 6‘701 CHF 7‘237 
Sitzbänke abseits Buskanten 1 CHF   3'240  CHF 3'240 CHF 379 CHF 3‘350 CHF 3‘619 
Pflanzen Ruderalflächen 1   CHF 3'240 CHF 379 CHF 3‘350 CHF 3‘619 
Mastleuchten (versetzen u. Neue) 9   CHF 34'560 CHF 4‘038 CHF 35‘738 CHF 38‘598 
Abfallkübel an Buskanten 1 CHF   2'160  CHF 2'160 CHF 252 CHF 2‘234 CHF 2‘412 
Abfallkübel abseits Buskanten 2 CHF   2'160  CHF 4'320 CHF 505 CHF 4‘467 CHF 4‘825 
Bauminseln 3   CHF 32'400 CHF 3‘785 CHF 33‘505 CHF 36‘185 
Dach / Witterungsschutz 1   CHF 91'800 CHF 10‘725 CHF 94‘930 CHF 102‘525 
Anschlüsse Trinkwasserstelle 1   CHF 3'240 CHF 379 CHF 3‘350 CHF 3‘619 
Lautsprecher o. Vorlesefunktion  1   CHF 10'800 CHF 1‘262 CHF 11‘168 CHF 12‘062 
Infostelen A-Welle (Fahrplantafel) 1 CHF   3'240  CHF 3'240 CHF 379 CHF 3‘350 CHF 3‘619 
Reserve 1 CHF 10'800  CHF 10'800 CHF 1‘262 CHF 11‘168 CHF 12‘062 
Nebenkosten 1 CHF   5'400  CHF 5'400 CHF 627 CHF 5‘584 CHF 6‘027 
Honorare, 1   CHF 39‘240 CHF  CHF  CHF  
Komplettausstattung 

 
  CHF 375‘120 CHF 39‘240 CHF 347'333 CHF 375‘120 

Komplettausstattung (gerundet, inkl. Mehrwertsteuer) 375‘000 
MwSt. CHF 201‘600 CHF 27‘787   

 
 
Der Kostenverteiler ohne öffentliche Toilette gliedert sich wie folgt:  

 Anteile Dritter inkl. MwSt. Anteile Total inkl. MwSt. 
  % CHF 
Total Gemeinde Niederweningen  36.46 136‘780 
  % CHF   
 Kanton Aargau 32.42 121‘623   
 Kanton Zürich 2.06 7‘720   
 ZVV 13.02 48‘850   
 Gemeinde Schneisingen 14.43 54‘117   
 Postauto AG 1.61 6‘030   
Total Dritte    63.54 238‘340 
      
Gesamttotal    100 375‘120 

 
Bis zum heutigen Zeitpunkt liegen zu den Kostenanteilen der weiteren Beteiligten keine ver-
bindlichen Zusagen vor, weshalb der Gemeindeversammlung basierend auf dem Bruttoprinzip 
die Gesamtkosten für das Gestaltungskonzept von CHF 375‘000.00 vorgelegt werden. Es 
versteht sich als selbstverständlich, dass die Gemeinde nach Kreditbewilligung bei den ent-
sprechenden Nutzniessern die Beiträge einverlangt.  
 
Das Gestaltungskonzept sieht den Bau einer öffentlichen Toilette vor. Der Gemeinderat emp-
findet die dafür projektierten Kosten von rund CHF 180‘000.00 als sehr hoch, ist sich aber be-
wusst, dass durchaus Bedarf an einer öffentlichen Toilette beim Bahnhof Endstation besteht. 
Er hat deshalb entschieden, den Stimmberechtigten den Bau einer Toilette als separaten An-
trag vorzulegen. Der zusätzliche Kredit dafür beläuft sich auf CHF 180‘000.00 (inkl. MwSt.). 
 
 
Die öffentliche Toilette generiert folgende Mehrkosten: 

Element Anzahl, CHF / E. 
Kosten inkl. 
MwSt. 

Anteil Honorar  Ohne MwSt. Total 

Öffentliche Toilette SBB Standard 
 

1 CHF 162‘000 CHF 17‘974 CHF 166‘643 CHF 179‘974 
           
Öffentliche Toilette (gerundet inkl. Mehrwertsteuer) CHF 180‘000 
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Der Kostenverteiler für den Bau einer öffentlichen Toilette gliedert sich wie folgt: 

  Anteile Dritter inkl. MwSt. Anteile Total inkl. MwSt. 
  % CHF 
Gemeinde Niederweningen  50 89‘987 
  % CHF   
 SBB 50 89‘987   
      
Gesamttotal    100 179‘974 

 
Die Kosten für den Bau der öffentlichen Toilette werden je hälftig unter der SBB sowie der 
Gemeinde Niederweningen aufgeteilt. Die SBB hat zugesichert, beim Bau der öffentlichen Toi-
lette deren Unterhalt auf Kosten der SBB zu übernehmen. 
 
 
GESAMTKOSTEN 
 
Ausführung der Teilprojekte Kanton und Gemeinde für die Gemeinde Niederweningen 
 
Mit Zustimmung zum Teilprojekt Kanton sowie zum Teilprojekt Gemeinde ohne den Bau der 
öffentlichen Toilette ergibt sich folgender Kostenzusammenzug: 
 
Antrag 1 
 
Kostenanteil am kantonalen Projekt „Strassenraumgestaltung 
mit Busbahnhof“ 

CHF 779‘400 inkl. MwSt. 

Gestaltungskonzept ohne Ausführung der Öffentlichen  
Toilette 

CHF 375‘120 inkl. MwSt. 

Total Projekt- und Kreditgenehmigung  CHF 1‘154‘520 inkl. MwSt. 
 
Total Projekt- und Kreditgenehmigung gerundet 

 
CHF 

 
1‘155‘000 inkl. MwSt. 

 
 
Mit der zusätzlichen Bewilligung eines Kredites von CHF 179‘974.00 resp. CHF 180‘000.00 für 
den Bau einer öffentlichen Toilette ergibt sich folgender Kostenzusammenzug: 
 
Antrag 2  
 
Kostenanteil am kantonalen Projekt „Strassenraumgestaltung 
mit Busbahnhof“ 

CHF 779‘400 inkl. MwSt. 

Gestaltungskonzept mit Ausführung der öffentlichen Toilette CHF 375‘120 inkl. MwSt. 
Bau einer öffentlichen Toilette (Zusatzantrag) CHF 179‘974 inkl. MwSt. 
Total Projekt- und Kreditgenehmigung CHF 1‘334‘494 inkl. MwSt. 
 
Total Projekt- und Kreditgenehmigung gerundet 

 
CHF 

 
1‘335‘000 inkl. MwSt. 

 
Die Genauigkeit der Kostenvoranschläge liegt bei +/-10 %. 
 
Die Anteile der Gemeinde Niederweningen von rund CHF 779‘400.00 inkl. MwSt. an der 
Strassenraumgestaltung (Teilprojekt Kanton) sowie CHF 375‘120.00 inkl. MwSt. resp. 
CHF 555‘094.00 inkl. MwSt. (Teilprojekt Gemeinde ohne oder mit Bau öffentliche Toilette), 
sind im Voranschlag 2017 in der Investitionsrechnung (Konto 640.5610, Hochbauten, Stras-
senraumgestaltung Bahnhof Niederweningen resp. Konto 640.5030, Hochbauten, Möblierung 
Bahnhof Niederweningen) einzustellen. Vorbehalten bleiben die verbindlichen Zusagen resp. 
Kostenbeteiligungen des Kantons Aargau, der Gemeinde Schneisingen, des ZVV, der Postau-
to AG und Dritten im Teilprojekt Gemeinde.  
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Die Kompetenz für die Kreditgenehmigung liegt gestützt auf Art. 11 lit. c Ziff. 3 und 4 der Ge-
meindeordnung der Politischen Gemeinde Niederweningen bei der Gemeindeversammlung. 
 
Der im Vorfeld bereits bewilligte Projektierungskredit wurde in der Kompetenz des Gemeinde-
rates gesprochen und zu Lasten der Investitionsrechnung verbucht. Die Abrechnung des Pro-
jektierungskredites erfolgt mit dem Baukredit. 
 
Nach Beschlussfassung der Gemeindeversammlung ist die öffentliche Planauflage für den 
Sommer/Herbst 2016 vorgesehen. Die definitive Festsetzung des Projektes und die vollum-
fänglichen Kreditbewilligungen seitens des Regierungsrates sollen im Herbst/Winter 2016 fol-
gen, damit im Frühling 2017 mit dem Bau begonnen werden kann. Das Bauende ist für den 
Sommer 2018 vorgesehen. 
 
 
Gemeindepräsidentin Andrea Weber und Sicherheitsvorsteherin Sibylle Hauser sowie der 
Projektleiter des Tiefbauamtes Kanton Zürich, Daniel Häfliger, und Silvan Lanz vom Architek-
turbüro pierson & lanz gmbh, erläutern das Projekt wie folgt: 
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Fragen: 
 
Markus Rösli möchte wissen, was mit der gelben Markierung auf Höhe der Mittelinsel (Schutz-
insel) auf der Wehntalerstrasse geplant sei. Was werde dort gebaut?  
 
Daniel Häfliger erklärt, dass bei der damaligen Planung nicht klar gewesen war, ob der Kreisel 
„Halden“ (Richtung Schneisingen) gebaut werde. Die gelbe Markierung war demnach für den 
Nachtbus resp. dessen Haltestelle geplant. Aufgrund des Kreiselbaus ist nun eine solche Hal-
testelle prinzipiell hinfällig, der Nachtbus könnte über den Kreisel wenden und beim Bahnhof 
anhalten. Dies sei mit dem ZVV noch in Abklärung. 
 
Daniel Girardet meldet sich zu Wort und möchte wissen, ob eine Lichtsignalanlage für den 
Bus geplant sei. 
 
Daniel Häfliger erläutert, dass aufgrund der heutigen Verkehrszahlen keine Lichtsignalanlage 
für den Bus geplant sei. Aktuell passieren durchschnittlich rund 7‘700 Fahrzeuge täglich die 
Wehntalerstrasse und es seien keine massiven Zunahmen prognostiziert. Aufgrund dieser 
Verkehrszahlen sei eine Lichtsignalanlage für den Bus nicht nötig, da er – zwar zum Teil mit 
etwas Wartezeit – noch gut in die Wehntalerstrasse einfahren kann. Auf jeden Fall werden je-
doch die nötigen Vorinstallationen getätigt um bei einer allfälligen zukünftigen Zunahme vor-
bereitet zu sein. 
Sibylle Hauser ergänzt, dass mit der Ausführung der neuen Verkehrsführung auf dem Bahn-
hofplatz, welche im Einbahnverkehr verläuft und somit eine geordnetere Einfahrt vom Bahn-
hofplatz in die Wehntalerstrasse erzwingt, die Situation zudem entschärft werde. 
 
Markus Rösli stellt fest, dass der Fuss- und Fahrradweg von der Wehntalerstrasse auf das 
Land der SBB zurückversetzt wird. Wird das Trottoir an der Wehntalerstrasse zurückgebaut 
und die Strasse verbreitert? Zudem möchte er wissen, was mit dem „Pseudoübergang“ (Fort-
führung Binzacherweg) bei der Wehntalerstrasse passiere. 
 
Sibylle Hauser erklärt, dass dieser Weg ursprünglich als Provisorium vorgesehen war. Mittler-
weile könne es durchaus als Providurium gesehen werden. Der Weg befinde sich auf Privat-
land. Zudem könne dem Bürger nicht vorgeschrieben werden, an welcher Stelle er die Wehn-
talerstrasse überqueren dürfe und wo nicht. 
 
Felix Meier möchte wissen, ob auf dem Bahnperron Richtung Binzacher auch ein Personen-
unterstand vorgesehen sei. 
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Sibylle Hauser verneint diese Frage. Es sei nur beim Bahnhof selbst ein Unterstand vorgese-
hen. 
 
Im Bezug auf die SBB-Toilette fragt Willi Reinhart an, wer den Unterhalt und die Reinigung 
übernehme. 
 
Sibylle Hauser erklärt, dass die SBB den Unterhalt und die Reinigung übernehme, dafür aber 
auch die Benutzungskosten (CHF 1.00 pro Benutzung) einkassiere. 
 
Daniel Girardet möchte die Kosten für die Erstellung einer Toilette wissen, welche nicht dem 
SBB-Standard entspricht. 
 
Gemäss Rückfrage bei der Gemeinde Hüntwangen, welche keine „Standard-SBB-Toilette“ in 
Betrieb hat, kostete die Erstellung ca. CHF 80‘000 – 90‘000. Es handle sich aber um eine Toi-
lette mit normaler Ausführung (Keramik, Kacheln usw.) und sei entsprechend nicht vandalen-
sicher.  
 
Im Bezug auf Bahnbenützer mit Handicap möchte Caroline Märchy wissen, ob die Toilette der 
SBB auch von Rollstuhlfahrern und gehbehinderten Personen ohne Probleme benutzt werden 
könne. 
 
Silvan Lanz bestätigt, dass die Toilette der SBB sämtlichen aktuellen gesetzlichen Vorschrif-
ten in Bezug auf den behindertengerechten Zugang und die Benutzung der Toilette erfülle. 
 
Hans Rudolf (Hansruedi) Bucher ist nicht sicher, ob die Toilette des Migrolinos, welches für 
die Angestellten zur Verfügung steht, ohne Einschränkungen durch Bahnbenützer benutzt 
werden darf. 
 
Sibylle Hauser hält fest, dass viele Reisende halt nicht wüssten, dass der Migrolino über eine 
Toilette verfüge, welche auch von Bahnbenützern benützt werden darf. Sie sei aber nicht öf-
fentlich zugänglich und es müsse im Laden nach dem Schüssel gefragt werden.  
 
Armand Roth hält fest, dass es in der ganzen Schweiz ein Problem sei, öffentlich zugängliche 
Toiletten zu finden. Seine Ehefrau war lange Zeit gesundheitlich dazu gezwungen, fast alle 
30 Minuten eine Toilette aufzusuchen. Dies gestaltete sich auf Reisen äusserst schwierig und 
sorgte für unnötigen Stress. Er sei unbedingt für den Bau einer Toilette. 
 
Karl (Charly) Steiger fragt den Gemeinderat an, ob die Aargauer Gemeinden auch einen Bei-
trag leistet. 
 
Andrea Weber erklärt, dass im Zusammenhang mit dem Gestaltungskonzept für den Bahnhof 
eine Arbeitsgruppe gegründet wurde. Neben der Gemeinde Schneisingen wurden die aargau-
er Gemeinden Endingen, Ehrendingen und Lengnau eingeladen, sich am Projekt wie auch an 
den Kosten zu beteiligen. Ausser der Gemeinde Schneisingen wollten alle anderen Gemein-
den keinen Beitrag leisten und haben eine Mitwirkung verweigert. Die Gemeinde Schneisin-
gen stimmt an der nächsten Gemeindeversammlung über den Beitrag ab. Da sich der Bahn-
hof auf Niederweninger Gemeindegebiet befinde, sei auch die Gemeinde Niederweningen zur 
Finanzierung verpflichtet. 
 
Willi Reinhart stellt fest, dass der Migrolino auch mit dem Bahnhofsprojekt bestehen bleibt. Er 
verstehe deshalb nicht, weshalb eine weitere Toilette gebaut werden müsse. 
 
Sibylle Hauser hält fest, dass beide Argumentationen – für oder gegen den Bau einer Toilette 
– ihre Berechtigungen haben. Der Migrolino hat heute bis 20.00 Uhr geöffnet, weshalb die Toi-
lette dort benutzt werden könne. Allerdings ist das Angebot der SBB, die Hälfte der Erstel-
lungskosten sowie die Unterhaltsarbeiten zu übernehmen, nur befristet bis Ende 2017 gültig. 
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Da beide Anträge mit entsprechender Argumentation unterstützt werden können, hat sich der 
Gemeinderat entschieden, dem Stimmbürger den schlussendlichen Entscheid zu überlassen. 
 
Felix Ehrensperger möchte wissen, ob die Mittelinsel auf der Wehntalerstrasse auf Höhe des 
Urbligsteig versetzt wird und ob die Wegführung in Form eines „S“ erhalten bleibt. 
 
Sibylle Hauser erklärt, dass die Mittelinsel versetzt wird und die Wegführung des Urbligsteigs 
gemäss Plan angepasst wird. Die „S-Form“ wird aufgehoben. Daniel Häfliger ergänzt, dass 
die verschiedenen Benutzer (Fussgänger, öffentlicher Verkehr wie auch normaler Verkehr) in 
der Verkehrsführung voneinander getrennt werden. Dies insbesondere, um die Sicherheit zu 
erhöhen. Zudem hat es beim Urbligsteig (entlang der Wehntalerstrasse) einen Sichtschutz, 
welcher mit der heutigen Wegführung eine freie Sicht auf die Wehntalerstrasse verhindert. Die 
neue Wegführung sowie die versetzte Mittelinsel leiten den Fussgänger neu über die sichere 
Mittelinsel. 
 
Hubert (Hubi) Graf möchte wissen, ob der Kanton nun bereit ist, einen Fussgängerstreifen auf 
der Wehntalerstrasse aufzumalen. 
 
Daniel Häfliger verneint dies, aktuell werden keine Fussgängerstreifen in der Kombination mit 
Mttelinseln mehr aufgemalt. Diese Praxis hat sich insbesondere beim Bahnhof Glanzenberg in 
Dietikon als richtig erwiesen. In einer ersten Phase wurden Mittelinseln inkl. aufgemaltem 
Fussgängerstreifen auf der dortigen Kantonsstrasse angebracht. Die Fussgänger haben in der 
Folge die Kantonsstrasse kreuz und quer passiert, mit einigen Unfallfolgen. Erst seit die Mar-
kierungen entfernt wurden und den Fussgängern dadurch die Vortrittsregelung genommen 
wurde, queren die Fussgänger über die dafür vorgesehenen Mittelinseln. 
 
Hans Rudolf (Hansruedi) Bucher ist überzeugt, dass die Fussgänger auch mit der Anpassung 
des Urbligsteigs und der Mittelinsel noch dort die Wehntalerstrasse queren, wo sie wollen. Am 
besten wäre es, man würde eine „Berliner-Mauer“ erstellen. 
 
Sibylle Hauser entgegnet, dass der direkte Weg nach der Veränderung nicht mehr befestigt 
sei, weshalb der Fussgänger wohl der neuen Wegführung folgen wird. Aus ihrer Sicht stelle 
dies kein grosses Problem dar. Gemäss Daniel Häfliger sind bezüglich Sicherung der Fuss-
gängerquerung keine weiteren Massnahmen vorgesehen. 
 
Markus Rösli regt an, die 50er-Zone einen halben Kilometer nach vorne resp. in Richtung 
Aargau zu versetzen, um die Situation rund um den Bahnhof etwas zu entschärfen. 
 
Gemäss Daniel Häfliger wurde dieses Anliegen im Projekt selbst nicht überprüft. Sibylle Hau-
ser ergänzt, dass sie dies gerne ein weiteres Mal mit der Kantonspolizei abklärt.  
 
Marcus Sialm möchte wissen, ob bei einer zukünftigen massiven Verkehrszunahme auch ein 
gesicherter Übergang mit Lichtsignalanlage für Fussgänger vorgesehen ist. Ob dann die 
Wehntalerstrasse z.B. mit einem Druckknopf am Fussgängerstreifen passiert werden könne. 
 
Daniel Häfliger erklärt, dass aufgrund der seit Jahren etwa gleichbleibenden Verkehrszahlen 
keine Lichtsignalanlage für die Fussgänger vorgesehen ist. Die Sicherheit der Fussgänger sei 
durch die zwei Meter breite Fussgängerinsel gegeben, weshalb es für die Fussgänger keine 
Probleme geben sollte, die Wehntalerstrasse zu überqueren. Die Vorinstallationen würden nur 
zum Zweck der allfällig zukünftig gesicherten Buseinfahrt getätigt. 
 
Markus Braunschweiler bemerkt, dass die Abschreibung mit 20 % auf CHF 180‘000 für den 
Bau der Toilette eingetragen seien. Sollte die SBB aber 50 % der Erstellungskosten überneh-
men, muss der Betrag und somit auch die Abschreibung entsprechend reduziert werden. Zu-
dem betont er nochmals, dass sich mit dem aktuellen Angebot bezüglich Kosten- und Unter-
haltsübernahme der SBB eine sehr gute Gelegenheit bietet. Die Toilette sollte unbedingt ge-
baut werden.  
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Andrea Weber nimmt die Bemerkung bezüglich Abschreibung zur Kenntnis und versichert, 
dass der Betrag entsprechend den effektiven Kosten für die Gemeinde Niederweningen an-
gepasst wird. 
 
Es werden keine weiteren Fragen zum Traktandum 3 gestellt. 
 
 
Abschied durch die Rechnungsprüfungskommission: 
 
Die Rechnungsprüfungskommission hat die Projekt- und Kreditgenehmigung für den Bahnhof 
Niederweningen, mit oder ohne Option für den Bau der öffentlichen Toilette geprüft. Sie erach-
tet die zusätzliche finanzielle Belastung für den Bau einer öffentlichen Toilette als tragbar und 
empfiehlt der Gemeindeversammlung, dem Antrag 2 zuzustimmen. 
 
 
Anträge: 
 
 
Antrag 1 ohne Option „öffentliche Toilette“ 
 

1. Die Genehmigung der Projekt- und Kreditgenehmigung für die neue Strassenraumge-
staltung inkl. Gestaltungsmassnahmen und Möblierung für den Bahnhof Niederwe-
ningen für rund CHF 1‘155’00.00 (inkl. MwSt.) zu Lasten der Investitionsrechnung 
Konto 640.5610 (Hochbauten, Strassenraumgestaltung Bahnhof Niederweningen) 
resp. Konto 640.5030 (Hochbauten, Möblierung Bahnhof Niederweningen). 
 

2. Die Kreditsumme erhöht oder ermässigt sich um die Kosten, die durch einen allfällige 
Bauverteuerung oder –verbilligung in der Zeit zwischen der Aufstellung des Kosten-
voranschlages (September resp. Oktober 2015) und der Bauausführung entstehen. 
 

3. Der Gemeinderat wird mit dem Vollzug beauftragt. 
 
 
Antrag 2 mit Option „öffentliche Toilette“ 
 

1. Die Genehmigung der Projekt- und Kreditgenehmigung für die neue Strassenraumge-
staltung inkl. Gestaltungsmassnahmen und Möblierung für den Bahnhof Niederwe-
ningen für rund CHF 1‘335’00.00 (inkl. MwSt.) zu Lasten der Investitionsrechnung 
Konto 640.5610 (Hochbauten, Strassenraumgestaltung Bahnhof Niederweningen) 
resp. Konto 640.5030 (Hochbauten, Möblierung Bahnhof Niederweningen). 
 

2. Die Kreditsumme erhöht oder ermässigt sich um die Kosten, die durch einen allfällige 
Bauverteuerung oder –verbilligung in der Zeit zwischen der Aufstellung des Kosten-
voranschlages (September resp. Oktober 2015) und der Bauausführung entstehen. 
 

3. Der Gemeinderat wird mit dem Vollzug beauftragt. 
 
 
 
Der Gemeinderat empfiehlt der Gemeindeversammlung den Antrag 1 zur Annahme. 
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Abstimmung 

 
Gemeindepräsidentin Andrea Weber fragt die Gemeindeversammlung an, wer dem Antrag 1 
zustimmen möchte. 
 
Der Antrag 1 erhält 12 Stimmen. 
 
In der Folge fragt Andrea Weber die Gemeindeversammlung an, wer dem Antrag 2 zustim-
men möchte. 
 
Der Antrag 2 erhält 43 Stimmen. 
 
 
Die Gemeindepräsidentin stellt den Antrag 2 als obsiegenden Antrag fest. Der Eindeutigkeit 
wegen bittet Sie die Gemeindeversammlung in einer Schlussabstimmung über den Antrag 2 
nochmals abzustimmen. Die Gemeindepräsidentin fragt die Gemeindeversammlung an, wer 
gegen den Antrag 2 stimmen möchte. 
 
Der Antrag 2 wird mit sechs Gegenstimmen angenommen. 
 
Die Gemeindepräsidentin stellt fest, dass sich eine klare Mehrheit für den Antrag 2 ausge-
sprochen hat. Sollte nun jemand der Anwesenden aufgrund des Abstimmungsprozederes ei-
nen Stimmrechtsrekurs einreichen wollen, solle er sich bitte melden. Aus der Versammlung 
folgen keine Wortmeldungen. Andrea Weber erklärt den Antrag 2 als genehmigt. 
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4 16.04.10 Initiativen, Anfragen 

Beantwortung von Anfragen nach § 51 Gemeindegesetz 
 
 
 
 
 
 
Auf Anfrage der Gemeindepräsidentin erhebt die Gemeindeversammlung gegen die Ge-
schäftsführung und gegen die Durchführung der Abstimmung an der heutigen Versammlung 
keine Einwände. 
 
Das Protokoll ist von den Stimmenzählern innert spätestens 6 Tagen nach Erstellung einzu-
sehen und zu unterschreiben (§ 54 Gemeindegesetz). 
 
Die Gemeindepräsidentin macht auf folgende Rechtsmittelbelehrung aufmerksam: 
 
Gegen die bevorstehenden Beschlüsse kann wegen Verletzung der Vorschriften über die poli-
tischen Rechte und ihre Ausübung innert 5 Tagen, von der Veröffentlichung an gerechnet, 
schriftlich Rekurs beim Bezirksrat Dielsdorf, Geissackerstrasse 24, 8157 Dielsdorf, erhoben 
werden. 
 
Im Übrigen kann gegen die Beschlüsse gestützt auf § 151 Abs. 1 Gemeindegesetz (Verstoss 
gegen übergeordnetes Recht, Überschreitung der Gemeindezwecke oder Unbilligkeit) innert 
30 Tagen, von der Veröffentlichung an gerechnet, schriftlich Beschwerde beim Bezirksrat 
Dielsdorf, Geissackerstrasse 24, 8157 Dielsdorf, erhoben werden. 
 
Der Rekurs gegen die Richtigkeit des Protokoll muss innert 30 Tagen, vom Beginn der Aufla-
ge an gerechnet, beim Bezirksrat Dielsdorf, Geissackerstrasse 24, 8157 Dielsdorf, eingereicht 
werden (§ 54 Gemeindegesetz). 
 
 
 
Der offizielle Teil der Gemeindeversammlung wird um 21.30 Uhr mit dem Hinweis auf die Pub-
likation der Beschlüsse beendet. 
 
_________________________________________________________________________ 
 
 
Informationen / Verschiedenes 
 
Die Gemeindepräsidentin informiert anschliessend über folgende Aktualitäten: 
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Die gesamte Präsentation zu den Informationen des Gemeinderates wird auf der Gemein-
dehomepage publiziert. 
 
 
  



 

Seite 356 / 21. Juni 2016 

Fragen aus der Bevölkerung 
 
Es werden keine Fragen oder Anliegen geäussert. 
 
Die Gemeindepräsidentin beendet die Versammlung um 22.10 Uhr und lädt die Anwesenden 
zum anschliessenden Apéro ein.  
 
 
Für die richtige Protokollierung: 
 
 
NAMENS DER GEMEINDEVERSAMMLUNG 
Die Präsidentin:   Die Schreiberin: 
 
 
 
Andrea Weber   Chantal Nitschké 
 
 
 
 
 
Die Stimmenzähler: 
 
 
 
 
________________________    _____________________ 
Hubert Graf       Gabriele Rohner 
 
 
 


